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Sehr geehrte Klienten und Interes-
senten ! 
 
Mit dieser Ausgabe unserer Klientenin-
formation erlauben wir uns - aus gege-
benem Anlass - eine ausführliche In-
formation zur wesentlichsten juristi-
schen Neuerung ab 01.01.2014 zu ge-
ben. Der Gesetzgeber hat sich nach 
mehr als 20 jähriger Diskussion zu ei-
ner Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle 
durchgerungen, welche am 15.05.2012 
im Nationalrat beschlossen wurde. 
Diese in Juristenkreisen als Jahrhun-
dertreform bezeichnet Änderung recht-
fertigt die vorliegende Sonderausgabe 
unserer Klienteninformation. 
 
Weiters freut es uns, dass wir in eige-
ner Sache mit dieser Information auch 
eine personelle Änderung in unserer 
Anwaltssocietät bekanntgeben können. 
Ab 01.10.2013 ist Kollege Dr. Gernot 
Sattlegger und Kollege Mag. Manfred 
Arthofer als eingetragene Rechtsan-
wälte in unserem Team tätig. 
 
Ihre 
Anwaltssocietät 
Sattlegger, Dorninger, Steiner & Part-
ner 
 
 
 

I .  V e r w a l t u n g s -
g e r i c h t s b a r k e i t  

n e u  
 
 
Allgemeines:  
 
Ab 01.01.2014 erfolgen in der österrei-
chischen Verwaltung und vor allem bei 
den Instanzenzügen in verwaltungs-

rechtlichen Angelegenheiten grundle-
gende Änderungen:  
 
Es werden ein Bundesverwaltungsge-
richt, ein Bundesfinanzgericht und 
neun Landesverwaltungsgerichte ein-
gerichtet, gleichzeitig werden 120 
Sonderbehörden auf Bundes- und 
Landesebene (etwa die Datenschutz-
kommission und die Unabhängigen-
VerwaltungsSenate) aufgelöst.  
 
Das neue Bundesverwaltungsgericht 
wird österreichweit die zentrale Anlauf-
stelle für Beschwerden gegen Behör-
denentscheidungen in Angelegenhei-
ten der unmittelbaren Bundesverwal-
tung sein (mit Ausnahme des Zustän-
digkeitsbereiches des Bundesfinanzge-
richts).  
 
Die Landesverwaltungsgerichte wer-
den unter anderem die bisherigen UVS 
und sonstige Rechtschutzbehörden 
ersetzen. Dadurch soll ein gestrafftes 
und ökonomischeres zweistufiges 
Verwaltungsverfahren geschaffen wer-
den.  
 
Zuständigkeit:  
 
Art. 131 B-VG sieht nunmehr die Zu-
ständigkeitsverteilung nach dem Mo-
dell einer Generalklausel zugunsten 
der Zuständigkeit der Landesverwal-
tungsgerichte mit einer taxaktiven Auf-
zählung von Ausnahmen vor.  
 
Die Bundesverwaltungsgerichte ent-
scheiden über Beschwerden und 
Rechtsmittel in Angelegenheiten der 
Vollziehung des Bundes, die unmittel-
bar von Bundesbehörden besorgt wer-
den (etwa Fremden- und Asylrechtssa-
chen). Insgesamt werden zahlreiche 
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Materiengesetze des Bundes auf ein-
fach gesetzlicher Ebene klarstellen, 
wohin der Rechtszug geht. So soll et-
wa für Beschwerden nach dem Melde-
gesetz, dem Passgesetz, dem Vereins- 
und Versammlungsgesetz und dem 
Waffengesetz das jeweilige Landes-
verwaltungsgericht zuständig sein.  
 
Art. 131 Abs. 4 und 5 B-VG enthält 
eine Reihe von Ermächtigungen an 
den einfachen Gesetzgebers des Bun-
des bzw. der Länder, Zuständigkeiten 
der Verwaltungsgerichte zu begrün-
den. So kann etwa durch bundesge-
setzliche Zustimmung aller Länder eine 
Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
vorgesehen werden.  
 
Umgekehrt können die Länder durch 
einfaches Gesetz in Angelegenheiten 
des selbstständigen Wirkungsbereichs 
der Länder Zuständigkeiten der Bun-
desverwaltungsgerichte begründen, 
derartige Bestimmungen bedürfen je-
doch der Zustimmung der Bundesre-
gierung (etwa Zuständigkeit des Bun-
desfinanzgerichts in Angelegenheiten 
der Länder- und Gemeindeabgaben).  
 
 
 
 
Rechtsmittel:  
 
Das Rechtsmittel der Berufung von 
einer Verwaltungsbehörde an eine an-
dere wird gestrichen. Zukünftiges 
Rechtsmittel wird die „Bescheidbe-
schwerde“ gegen die Entscheidung 
einer Verwaltungsbehörde an eines 
der neuen Landes- oder Bundesver-
waltungsgerichte sein. 
 
Beschwerden sind wie bisher bei der 
belangten Behörde einzubringen, die 
Frist zur Einbringung von Beschwer-
den beträgt nunmehr jedoch 4 Wo-
chen. Vor 31.12.2013 eingebrachte 
Berufungen werden als Beschwerden 

behandelt. Bescheide, die vor dem 
31.12.2013 erlassen wurden und ge-
gen die noch keine Berufung erhoben 
wurde, können bis 29.01.2014 mittels 
Beschwerde bekämpft werden.  
 
Bei Maßnahmenbeschwerden stehen 
(unverändert) 6 Wochen ab Kenntnis 
des zu bekämpfenden Akts zur Verfü-
gung.  
 
Bescheidbeschwerden an ein Landes- 
oder Bundesverwaltungsgericht kommt 
Kraft Gesetzes in der Regel aufschie-
bende Wirkung zu (abgesehen von 
Sonderregelungen). Es besteht weder 
Anwaltspflicht, noch die Möglichkeit 
der Gewährung von Verfahrenshilfe. 
Nach wie vor gibt es die Möglichkeit 
einer Beschwerdevorentscheidung 
durch die belangte Behörde binnen 2 
Monaten. Die Entscheidungen ergehen 
im Namen der Republik mittels Er-
kenntnis und sind nach Möglichkeit 
nach Schluss der Verhandlung öffent-
lich zu verkünden. 
 
Von besonderer Bedeutung ist, dass 
die Entscheidung durch das Verwal-
tungsgericht auf die formulierten Be-
schwerdepunkte beschränkt ist, ein 
Neuerungsverbot nicht existiert und ein 
Kostenersatz nicht stattfindet.  Gerade 
im Hinblick auf die erwähnte Be-
schränkung  wird es in Zukunft  vor 
allem auf die Ausformulierung des 
Rechtsmittels ankommen, sodass je-
denfalls eine rechtsfreundliche Vertre-
tung angeraten werden muß. 
 
Die Erkenntnisse können wie gewohnt 
beim Verfassungs- und / oder Verwal-
tungsgerichtshof angefochten werden, 
wobei Rechtsmittel an den VwGH nun 
nicht mehr Bescheidbeschwerde, son-
dern „Revision“ heißen werden und 
auch nur unter den bekannten zivil-
rechtlichen Voraussetzungen (grund-
sätzliche Rechtsfrage von über den 
Einzelfall hinausgehender Bedeutung, 
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usw) behandelt werden mit einem ent-
sprechenden Ausspruch über die Zu-
lässigkeit der erkennenden Behörde. 
Auch eine ao Revision wird es konse-
quenterweise geben. Neu ist natürlich 
die Notwendigkeit für die Verwaltungs-
gerichte, über die Zulässigkeit der Re-
vision abzusprechen und dies kurz zu 
begründen. 
 
Revision an den Verwaltungsge-
richtshof:  
 
Die Revisionsfrist beträgt wie bisher 6 
Wochen; hat der VfGH eine Be-
schwerde an den VwGH abgetreten, 
beginnt die Revisionsfrist mit der Zu-
stellung der Abtretung. Die Eingaben-
gebühr wurde per 01.03.2013 auf € 
240,00 erhöht.  
 
Die Revision hat zu enthalten: Die Be-
zeichnung des angefochtenen Er-
kenntnisses oder Beschlusses, das 
diesen erlassende Verwaltungsgericht, 
den Sachverhalt, die Bezeichnung der 
Rechte, hinsichtlich derer eine Verlet-
zung behauptet wird, die Gründe, auf 
die sich diese Behauptung stützt, ein 
bestimmtes Begehren, sowie Angaben 
zur Rechtzeitigkeit. Im Falle der ao 
Revision sind zudem die Gründe an-
zugeben, aus denen entgegen dem 
Ausspruch des Verwaltungsgerichts 
die Revision doch für zulässig zu er-
achten ist.   
 
Hinsichtlich des Antrages auf auf-
schiebende Wirkung gelten die bishe-
rigen Voraussetzungen.  
 
Die Ablehnungsgründe des § 33a 
VwGG gehen im neuen Revisionsmo-
dell aufgrund der im wesentlichem in-
haltsgleichen Anforderungen auf. Bei 
geringen Geldstrafen kann durch Bun-
desgesetz vorgesehen werden, dass 
die Revision jedenfalls unzulässig ist.  
 

Anstelle der bisherigen Säumnisbe-
schwerde an den VwGH tritt der "Frist-
setzungsantrag".  
 
Die Rolle des VfGH:  
 
Die Anrufung des VfGH ist wie bisher 
grundsätzlich möglich (Beschwerden 
gemäß Art. 144 B-VG neu). Entfallen 
werden die verfassungsrechtlichen 
Sonderbestimmungen über den Recht-
schutz in Asylsachen (Art. 144a B-VG).  
 
Es bleibt bei der 6-wöchigen Be-
schwerdefrist und der antragsgebun-
denen Zuerkennung aufschiebender 
Wirkung. Beschwerdegegenstand sind 
Erkenntnisse und Beschlüsse der Ver-
waltungsgerichte. Das verwaltungsge-
richtliche Verfahren wird in der Sache 
durch Erkenntnis, alle anderen indivi-
duellen gerichtlichen Rechtsakte in 
Beschlussform erledigt. Nicht be-
kämpfbar werden bloß verfahrenslei-
tende Beschlüsse bilden, da diese ex-
lege keinen tauglichen Beschwerdege-
genstand vor dem VfGH darstellen.  
 
Nach Art. 144 Abs. 2 B- VG (neu) kann 
der VfGH in Zukunft in allen Materien 
Beschwerden ablehnen, was auf die 
prinzipiell vollumfängliche Zuständig-
keit des VwGH zur Kontrolle der Ent-
scheidungen der Verwaltungsgerichte 
zurückzuführen ist. Eine anderweitige 
Regelung ist auch für jene Fälle nicht 
vorgesehen, in denen aufgrund einfach 
gesetzlicher Regelung eine Revision 
an den VwGH (etwa aufgrund niedriger 
Strafdrohung oder Höhe) generell un-
zulässig ist.  
 
Gemäß Art. 138 Abs. 1 Z 2 B-VG (neu) 
erkennt der VfGH nunmehr auch über 
Kompetenzkonflikte zwischen ordentli-
chen Gerichten und Verwaltungsge-
richten oder dem VwGH, sowie zwi-
schen ihm selbst und anderen Gerich-
ten. Über Kompetenzkonflikte zwi-
schen Verwaltungsgerichten oder zwi-
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schen einem Verwaltungsgericht und 
dem VwGH erkennt demgegenüber 
gemäß Art. 133 Abs. 1 Z 3 B-VG (neu) 
der VwGH.  
 
Detaillierte Informationen erteilen 
Ihnen gerne unsere Partner der An-
waltssocietät.  
 
 
 
 
 

II. Die neuen Kollegen in 
unserer Kanzlei: 
 
 
 

 
 
 
 
Die Tätigkeitsschwerpunkte von Dr. 
Gernot Sattlegger sind: 
 

• Medienrecht 
• Internet- und Softwarerecht 
• Strafrecht 
• Bauvertragsrecht 
• Gewährleistungs- und Scha-

denersatzrecht 
• Allgemeines Zivilrecht  

 
Fremdsprache 
 
* Englisch 
* Französisch 
 
 

Die Tätigkeitsschwerpunkte von Mag. 
Manfred Arthofer sind: 
 

• Familienrecht 
• Insolvenzrecht 
• Vertragsrecht 
• Versicherungsrecht 
• Gewährleistungs- und Scha-

denersatzrecht 
• Allgemeines Zivilrecht  

 
Fremdsprache 
 
* Englisch 
 
 
 
 
A   N   W   A   L   T   S   S   O   C   I   E   T   Ä   T 

S A T T L E G G E R  I  D O R N I N G E R  I  S T E I N E R  &  P A R T N E R  

Dr. Winfried Sattlegger I  Dr. Klaus Dorninger 

Dr. Klaus Steiner I  Mag. Klaus Renner  

Mag. Roland Zimmerhansl I Dr. Peter Huemer  

Mag. Florian Obermayr I  Mag. Gerlinde Füssel 

Dr. Gernot Sattlegger I  Mag. Manfred Arthofer 
Harrachstrasse 6, 4020 Linz 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Entscheidungen und Themen wurden sorgfältig re-
cherchiert und zusammengestellt. Eine Haftung für die 
Richtigkeit und Vollständigkeit kann nicht übernommen 
werden. Die enthaltenen Informationen in dieser Unterlage 
sind allgemeiner Natur und nicht auf die spezielle Situation 
einer einzelnen Person oder juristischen Person ausge-
richtet. 


